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Im Auftrag der Bundesregierung entwickelte die „Zukunftskommission Landwirtschaft“ (ZKL) mit 

Beschlussfassung vom 29.06.2021 Vorstellungen für eine zukunftsfähige Landwirtschaft mit dem 

Zeithorizont 2050 (ZKL 2021). Anzuerkennen sind das Bemühen, unterschiedliche Interessen-

gruppen und differenzierte Sichtweisen zur Landwirtschaft, ihre Anforderungen und Möglichkeiten 

zusammenzuführen. Die ZKL fordert Transformationen, die bereits heute von einer Vielzahl land-

wirtschaftlicher Betriebe realisiert werden. Es entsteht der Eindruck, dass elementare Selbstver-

ständlichkeiten von der ZKL formuliert wurden, als ob diese nicht längst bekannt wären. 

Widersprüche sowohl in den Zielen als auch in den Handlungsoptionen mindern aber den Wert 

des Berichtes. 

Dieser Bericht kann nur der Ausgangspunkt einer umfassenden Diskussion sein. Dabei sind die 

strittigen Positionen und widersprüchlichen Aussagen zu identifizieren und im wissenschaftlichen 

Disput zu klären. In der Tat hat es politisch getragene Fehlentwicklungen in der deutschen Land-

wirtschaft gegeben, die die sehr differenzierte gegenwärtige Situation verursachten (Differenzie-

rung der Tierbesatzdichte zwischen den Landkreisen, extreme Spezialisierungen, nicht nachhaltige 

Intensität). Aus dem Blickwinkel einer nachhaltigeren Landwirtschaft und unter Bezug zu den bis-

herigen Kapiteln dieses Buches werden nachfolgend strittige Punkte unter „Behauptet wird“ auf-

geführt und unter „Fakt ist“ kommentiert.  

Behauptet wird auf… Fakt ist: 

Seite 3: „Die Kehrseite dieses 

Fortschrittes sind Formen der 

Übernutzung von Natur und Um-

welt, von Tieren und biologischen 

Kreisläufen bis hin zur gefährli-

chen Beeinträchtigung des Kli-

mas.“   

Ja, es gibt Überbeanspruchungen von Natur, Landschaft und 

Umwelt in bestimmten Regionen und Betrieben. Diese recht-

fertigen jedoch keine Pauschalurteile über die Landwirtschaft. 

Die nach aktuellem Wissensstand gleichermaßen effiziente, wie 

umweltverträgliche Landwirtschaft in vielen deutschen Agrarbe-

trieben betreibt keine Übernutzung der Natur, Tiere und Um-

welt  (www.agrarfakten.de/umweltvertraeglichkeit). Die von 

diesen Betrieben praktizierte Wirtschaftsweise bedarf vielmehr 

der gesellschaftlichen Kenntnisnahme und Wertschätzung. Dies 

zu ignorieren, ist unverantwortlich. 

Die Aussage zu Klimarelevanz ist nicht begründet. Die Land-

wirtschaft Deutschlands, vor allem aber wiederum die effizient 

und umweltverträglich wirtschaftenden Betriebe, entnehmen 

bereits im Status quo mehr Kohlendioxid aus der Atmosphäre, 

als sie THG emittieren1 (www.agrarfakten.de/klimaeffekte).  

Zustimmung findet die Forderung, auch für die Beurteilung der 

Klimarelevanz der Landwirtschaft von den einseitigen Emissi-

onsvorgaben hin zu Saldenvorgaben, d.h. zu den von der ZKL 

geforderten Outcome-Bewertungen, überzugehen. (siehe ZKL-

Bericht S. 64). 
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Seite 3: „Diese Entwicklungen 

haben dazu geführt, dass die 

Landwirtschaft immer weniger in 

der Lage ist, in ökologisch verträg-

lichen Stoffkreisläufen innerhalb 

der Belastungsgrenzen der natür-

lichen Ressourcen zu wirtschaf-

ten.“ 

(I. Ahmed 2012 KOPP 

22.1.2012 M. Qaim 2012 in 

Kommission für Ökologie 40:89-

96) 

Von Stoffkreisläufen in der Landwirtschaft kann seit dem Be-

ginn von Ackerbau und Viehzucht korrekterweise nicht gespro-

chen werden. Ein Stoffkreislauf bestand vielleicht noch auf dem 

Bauernhof, der es schaffte, mit Handarbeit und ohne Zukäufe 

die Familie zu ernähren und alle Produkte innerfamiliär zu ver-

werten sowie alle Abprodukte (Mist und Jauche, Hausabfälle 

und Abwasser) wieder auf die Felder zu bringen. Es geht rich-

tigerweise um regionale Stoffflüsse, um vor allem energieauf-

wendige und klimabelastende Transporte landwirtschaftlicher 

Betriebsmittel und Produkte einzuschränken.  

Seite 3: „Angesichts der exter-

nen Kosten, die die vorherrschen-

den Produktionsformen mit sich 

bringen, scheidet eine unverän-

derte Fortführung des heutigen 

Agrar- und Ernährungssystems 

aus ökologischen und tierethi-

schen wie auch aus ökonomi-

schen Gründen aus.“  

Veränderungen prägten jede bisherige Entwicklung und bleiben 

unverzichtbar. Alles andere wäre Stillstand. Agrar-, Umwelt- 

und Klimapolitik müssen schauen, wo Landwirtschaft heute be-

reits die Ansprüche erfüllt, die von der ZKL als zukunftsfähig 

betrachtet werden. Der Weg zur Nachhaltigkeit ist ein evoluti-

onärer und kein revolutionärer Prozess, auch weil die Ziele 

ständig weiterentwickelt werden. Diese Aussage ignoriert, dass 

eine Vielzahl von Betrieben bereits heute hohe Nachhaltigkeits-

standards erfüllt. 
 

Seite 4: „In Zukunft trägt die 

Landwirtschaft zum Erhalt der 

Biodiversität bei und wirkt positiv 

auf unser Klima.“ 

 

Biodiversität auf der Agrarfläche wird von der Nachfrage land-

wirtschaftlicher Produkte und den standörtlichen Bedingungen 

bestimmt. Die Diversität an Nutzpflanzenarten nimmt mit stei-

gender Betriebsgröße zu. Flächenstarke Betriebe vermögen 

Spezialisierung und Diversität gleichermaßen zu realisieren. Seit 

Jahrzehnten findet der Diskurs über das naturraumspezifische 

Nebeneinander von produktionsorientierten Ackerflächen und 

ökologisch landeskulturellen Vorrangflächen in jedem Agrar-

raum statt (www.agrarfakten.de/biodiversitat) (Roth et al. 

2001).   

Bei einem Verzicht auf landwirtschaftliche Flächennutzung (Still-

legung), aber auch bei extensiver Flächennutzung (Öko-Land-

bau), würde die Treibhausgas-Bilanz verschlechtert. Beides ist 

für das Klima negativ. 

Seite 7: „Dies erfordert, dass die 

bisherigen flächengebundenen Di-

rektzahlungen aus der 1. Säule 

der GAP im Laufe der nächsten 

zwei Förderperioden schrittweise 

und vollständig in Zahlungen um-

gewandelt werden, die konkrete 

Leistungen im Sinne gesellschaftli-

cher Ziele betriebswirtschaftlich 

attraktiv werden lassen.“  

Eine langfristig richtige Forderung. Da die Landwirtschaft je-

doch ohne diese Einnahmen nicht kostendeckend wirtschaften 

kann, führt dies zwangsläufig zur weiteren Aufgabe nicht ren-

tabler Betriebe (Höfesterben) bzw. Betriebszweige, zur Ver-

knappung des inländischen Angebots an Agrarprodukten und 

damit entweder zum erhöhten Import oder zu deutlich steigen-

den Lebensmittelpreisen. Die Auswirkungen für die Geringver-

diener sind erheblich und bedürfen der sozialpolitischen Gegen-

steuerung.  

Seite 17: „Weil sie Treibhaus-

gase erzeugt, trägt die Landwirt-

schaft zugleich ihrerseits in 

Landwirtschaft emittiert Treibhausgase, bindet aber dank der 

Fotosynthese ein Mehrfaches der Kohlendioxidmenge in pflanz-

liche und tierische Marktprodukte. Die Landwirtschaft entlastet 

http://www.agrarfakten.de/biodiversitat


 
2 https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/Broschueren/OekolandbauDeutschland.pdf?__blob=publicationFile&v=9  

nennenswertem Umfang zur glo-

balen Erwärmung bei“ (s. auch S. 

91). 

mit zunehmender Effizienz den THG-Haushalt und entlastet so-

mit das Klima (www.agrarfakten.de/klimaeffekte).  

Seite 32: „Im Bereich von Land- 

und Forstwirtschaft sowie Fische-

rei sind die Niedriglohnquoten mit 

54 % der abhängig Beschäftigten 

deutlich mehr als doppelt so hoch 

(lediglich im Gastgewerbe liegen 

sie mit 67 % noch höher)“. 

Diese Situation entstand trotz der Direktzahlungen aus der 

GAP. Deutlicher kann die Unverzichtbarkeit der Einnahmen aus 

den Direktzahlungen kaum sichtbar werden. Mindestlohn für 

Tierpfleger, Monatsgehälter von 2.500 Euro für eine Leiterin 

oder einen Leiter einer Milchviehanlage mit 1.000 Kühen bei ei-

nem Leistungsniveau von 10.000 kg/Kuh und Jahr entsprechen 

in keiner Weise den hohen Anforderungen an Bildung, Erfah-

rung und Verantwortung. Doch bei einer Milchpreisentwicklung 

von 0,1 Ct/kg je Jahr im Zeitraum von 1990 bis 2020 ist ein an-

gemessenes Lohnniveau nicht möglich (Breitschuh et al. 2021). 

Seite 34: „Mit dem deutlichen 

Wachstum des Ökologischen 

Landbaus (proportional um 41,3 

% in den zurückliegenden zehn 

Jahren) steigt seine Bedeutung in 

der landwirtschaftlichen Praxis.“ 

 

Mit dieser Zahl werden falsche Vorstellungen geweckt (www.ag-

rarfakten.de/oko-landbau). Trotz der immensen medialen, politi-

schen und finanziellen Unterstützung stieg die Öko-Landbauflä-

che von 272.139 ha im Jahre 1994 (1,6 % der LF) nur auf 

1.613.834 ha im Jahre 2019 (10,3 % der LF).  

Erst seit der deutlichen Erhöhung der staatlichen Förderung in 

den letzten 10 Jahren stieg der Anteil deutlicher an.2 

Seite 48: „Zu den im Klima-

schutzprogramm 2030 beschlos-

senen Klimaschutzmaßnahmen 

im landwirtschaftlichen Bereich 

gehören u. a. die Senkung von 

Stickstoffüberschüssen einschließ-

lich der Minderung von Ammoni-

akemissionen und die gezielte 

Verminderung von Lachgasemissi-

onen, die Stärkung der Vergärung 

von Wirtschaftsdüngern tierischer 

Herkunft, der Ausbau des Öko-

landbaus und die Verringerung 

der Treibhausgasemissionen in 

der Tierhaltung.“ 

Die Landwirtschaft verfügt über weiteres Potenzial zur Minde-

rung der THG-Emissionen je ha und je Produkteinheit. Diese 

Potenziale sind so schnell wie möglich zu erschließen. 

So können und müssen Stickstoffüberschüsse in Betrieben mit 

heutigen Flächen-Salden >60 kg/ha in Annäherung auf die stand-

ortabhängig unvermeidbaren Salden von 30 bis 50 kg N/ha ab-

gesenkt werden. Den N-Saldo noch weiter zu senken, ist nicht 

realistisch, da es sich de facto um unvermeidbare N-Verluste im 

biologischen System handelt.  

Der Ausbau des Öko-Landbaus ist klimapolitisch nicht zielfüh-

rend, wenn nicht sogar unverantwortbar. Öko-Landbau verfügt 

zwar über geringere THG-Emissionen je ha LF, emittiert je Pro-

dukteinheit jedoch deutlich mehr THG und reduziert die CO2-

Entnahme aus der Atmosphäre. 

Seite 48: „Außerdem sollen die 

Kohlenstoffspeicherpotenziale ge-

fördert werden, beispielsweise 

durch Humuserhalt und -aufbau.“ 

 

Die deutsche Landwirtschaft wirtschaftet gegenwärtig mit einer 

etwa ausgeglichenen Humusbilanz. Eine leicht positive Humus-

bilanz ist erforderlich, damit die Humusgehalte als wichtiger 

Faktor der Bodenfruchtbarkeit erhalten bleiben (www.agrarfak-

ten.de/humus2).  

Eine Anreicherung des Bodenhumusgehaltes im Sinne einer 

CO2-Senke ist eine Illusion (www.agrarfakten.de/humus-als-

klimaretter) und lenkt von der eigentlichen Prozessoptimierung 

mit den Zielen einer erhöhten Nutzungseffizienz der begrenz-

ten Faktoren Nährstoffe und Wasser, Ausschluss vermeidbarer 

Emissionen und der möglichen Erhöhung der THG-Salden ab. 

https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/Broschueren/OekolandbauDeutschland.pdf?__
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Die dafür notwendige organische Substanz müsste zusätzlich 

erzeugt/geerntet werden.  

Weniger als 10 % der organischen Primärsubstanz werden – 

und das auch nur vorübergehend – im Boden akkumuliert. Eine 

Ausdehnung des Anbaus von „Humusmehrern“ ist nur sehr be-

grenzt möglich, denn die Menschen essen Brot (Getreide), Kar-

toffeln, Zucker, Gemüse (über 70 % der Anbaufläche des Öko-

Landbau sind sog. „Humuszehrer“). Außerdem ist mit einer 

Verringerung der Produktion/Erträge zwangsläufig auch eine 

Reduzierung der Ernte- und Wurzelrückstände verbunden. 

Seite 55: „Ihr Einkommen ist 

mit dem deutschen Durch-

schnittseinkommen vergleichbar 

und wird in ihren Betrieben er-

wirtschaftet. Angestellte in der 

Landwirtschaft erhalten einen fai-

ren Lohn und arbeiten unter gu-

ten und sicheren Arbeitsbedingun-

gen.“ 

Seite 56: „Wünschenswert ist 

eine stabile bis steigende Anzahl 

der Höfe. Der Staat bietet Unter-

stützungsmöglichkeiten für land-

wirtschaftliche Existenzgründun-

gen. Junglandwirt:innen haben be-

vorzugten Zugang zu Boden.“ 

 

Einerseits wird (Seite 65) festgestellt, dass die familienbäuerli-

chen Höfe dem Wettbewerbsdruck nicht gewachsen sind. Hier 

wird nun deren steigende Anzahl gefordert. Beide Aussagen 

können nur über neue zusätzliche staatliche Subventionen zu-

gunsten von Betrieben mit zu geringer Rentabilität erreicht 

werden (www.agrarfakten.de/strukturentwicklung). Die Auf-

gabe landwirtschaftlicher Betriebe betrifft überwiegend fami-

lienbäuerliche Betriebe infolge unzureichender Entlohnung der 

eigenen Arbeit, des eigenen Bodens und des eingesetzten eige-

nen Kapitals sowie die höhere Konkurrenzfähigkeit optimal 

strukturierter und organisierter Betriebe mit in der Regel hö-

herer Flächenausstattung und größeren Tierbeständen 

(www.agrarfakten.de/vollkosten).  

Die Sicherung des Berufsnachwuchses (Mitarbeiter, Hofnachfol-

ger, Führungskräfte) erfordert zuerst attraktive Arbeits- und 

Entlohnungsbedingungen, die mit anderen Wirtschaftsbereichen 

vergleichbar sind. Neue Subventionen zum Ausgleich der ge-

genwärtigen Differenzen zu den anderen Wirtschaftsbereichen 

verschleiern die reale wirtschaftliche Situation und sind somit 

nicht zukunftsfähig.  

Die ZKL spricht vom Gewinn eines Betriebes, sagt aber nicht, 

dass im Familienbetrieb der Gewinn auch die Entlohnung der 

Arbeit, des eigenen Kapitals und des eigenen Bodens beinhaltet. 

Deshalb fehlt es an jungen Menschen, die sich dies antun.  

In den lohnverfassten Großbetrieben werden wenigstens die 

Lohnkosten als Kosten ausgewiesen. Deshalb erwirtschaften 

die Großbetriebe weniger Gewinn. 

Seite 56: „Der vermehrte Hu-

musaufbau, die große Vielfalt 

standortangepasster Sorten, der 

Anbau einer ausgewogenen 

Fruchtfolge sowie die Nutzung 

von Leguminosen und Zwischen-

früchten tragen dazu bei, dass die 

Landwirtschaft einen positiven 

Einfluss auf den Klimaschutz 

hat.“ 

Eine Vielzahl von Agrarbetrieben beteiligt sich an GAP-Förder-

programmen der 2. Säule, indem mindestens fünf bzw. sechs 

Fruchtarten je Betrieb und verstärkt Leguminosen und Zwi-

schenfrüchte zum Anbau kommen. Allerdings tragen zur Grün-

düngung angebaute Zwischenfrüchte und Leguminosen nicht 

zur Verbesserung der Treibhausgasbilanz der Landwirtschaft 

bei. 

 

http://www.agrarfakten.de/strukturentwicklung
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Seite 56: „Wenn möglich, wird 

vorhandene Gülle oder Mist als 

Dünger verwendet und auf zu-

sätzlichen mineralischen Dünger 

verzichtet.“ 

 

Gülle und Stallmist sind wichtige organische Dünger und wer-

den bereits vollständig zur Düngung verwendet. Bezüglich der 

Nährstoffausnutzug bestehen in den Regionen mit sehr hohem 

Tierbesatz Effizienzreserven. Der Verzicht auf Mineraldünger 

würde geschlossene Kreisläufe voraussetzen; diese sind aber 

(siehe oben) schon seit Jahrhunderten nicht mehr gegeben. So 

wird der Stickstoffentzug für die menschliche Ernährung spätes-

tens seit der Klärschlammverbrennung nicht mehr in den land-

wirtschaftlichen Prozess zurückgeführt. Mineraldünger sind also 

schon allein deshalb erforderlich, um diese Lücke infolge der 

Nicht-Rückführung zu schließen. Der Verzicht auf mineralische 

Dünger wäre ein Rückfall in das beginnende 20. Jahrhundert 

und nur mit Ignoranz gegenüber dem steigenden Nahrungsmit-

telbedarf der wachsenden Weltbevölkerung möglich. 

Seite 58: „Tiere werden unter 

hohen Tierschutzstandards gehal-

ten und sind über den ländlichen 

Raum verteilt. Mit den vom 

Strukturwandel betroffenen Be-

trieben wurden langfristige Per-

spektiven entwickelt und umge-

setzt.“ 

In der Tat ist die Disproportion der Tierbesatzdichte in den 

Regionen und Landkreisen Deutschlands außerordentlich groß 

und eine wesentliche Ursache der öffentlichen Kritik an der in-

tensiven Landwirtschaft. Das Konzept der ZKL enthält keinen 

Ansatz, wie diese Disproportion abgebaut werden soll. Ebenso 

ist der Grad der Tierverträglichkeit zwischen Betrieben, Tierar-

ten und Haltungsbedingungen sehr unterschiedlich. Auch hier 

gilt es, die vorhandenen Referenzbetriebe zur Basis der bundes-

weiten Veränderungen zu entwickeln und zu nutzen. 

Seite 60/61: „Landwirtschaft 

… muss sich als Werthaltung 

also auch am Anteil der Landwirt-

schaft an der volkswirtschaftli-

chen Gesamtleistung ausdrücken. 

Nachhaltig produzierte Lebens-

mittel verlangen nach höheren 

Preisen“. 

So berechtigt diese Forderung ist, es fehlen dafür die WTO- 

und EU-konformen Ansätze der Realisierung und der Nachweis 

des jährlichen Finanzbedarfs. 

Seite 62: „Grundsätzlich emp-

fiehlt es sich deswegen, politische 

Maßnahmen an der Zielerrei-

chung auszurichten und nach 

Möglichkeit von einer indikatorba-

sierten Input-steuerung auf eine 

Prozess- und Outcomesteuerung 

auf der Grundlage von Wirkungs-

messungen umzustellen.“ 

Die richtigerweise geforderten Ziel-Indikatoren sind Gegen-

stand der Nachhaltigkeits-Analysen-Systeme von KSNL und 

DLG (KTBL-Schrift 2008). Deren Anwendung wird praktiziert. 

Eine Aktualisierung und Instrumentalisierung zu flächendeckend 

anwendbaren Analysen- und Bewertungsverfahren bedürfen ei-

ner intensiven Forschung. 

 

Seite 65: „Aktuelle Erhebungen 

(zur Methodik vgl. unten) zeigen, 

dass das Einkommensniveau in 

der Landwirtschaft oft unter dem 

für eine wirtschaftlich nachhaltige 

Weiterentwicklung der Höfe er-

forderlichen Niveau liegt; daher 

Diese Situation ist real. Deren Veränderung verlangt nach Effizi-

enzerhöhung unter der Voraussetzung einer definierten Um-

weltverträglichkeit. Die Betriebe, die gegenwärtig bereits eine 

hohe Effizienz und Umweltverträglichkeit gleichzeitig realisie-

ren, sollten die Reallabore (Referenzbetriebe) bilden, die eine 

nachhaltige und zukunftsfähige Landwirtschaft demonstrieren 

(www.agrarfakten.de/umweltvertraeglichkeit).  

Gleichzeitig muss in der offensichtlich für längere Zeit 

http://www.agrarfakten.de/umweltvertraeglichkeit


sehen viele potenzielle Hofnach-

folger:innen keine Perspektive.“ 

 

absehbaren Niedrigzinsphase sichergestellt werden, dass der 

Boden nicht noch weiter zum Spekulationsobjekt wird, da des-

sen Kosten schon heute teilweise nicht mehr aus den Einnah-

men der Landwirtschaft erwirtschaftet werden können. Hier 

trägt auch die öffentliche Hand als Flächeneigentümer (BVVG 

als Verwalter der bundeseigenen Flächen) eine maßgebliche 

Verantwortung. 

Seite 94: „Angesichts der enor-

men zusätzlichen Vorteile des 

Aufbaus und Erhalts des Humus 

für die Klimaresilienz der Land-

wirtschaft und die Ertragsfähig-

keit ihrer Böden sowie in Anbe-

tracht der Bedeutung von Humus-

vermehrung bezüglich anderer 

Ziele (z. B. Biodiversität) stellt die 

Steigerung des Humusgehaltes 

ein zentrales agrarökologisches 

Handlungsfeld dar.“ 

Eine zumindest ausgeglichene Humusbilanz ist ein zentraler Be-

standteil jeglicher verantwortungsvollen Flächenbewirtschaf-

tung. Eine leicht positive Humusbilanz dient der Vorsorge, da-

mit die Humusgehalte der Böden mittelfristig erhalten bleiben. 

Im Übrigen wurde schon darauf hingewiesen, dass eine Hu-

musanreicherung im Sinne einer CO2-Senke kein Beitrag zum 

Klimaschutz ist (www.agrarfakten.de/humus-als-co2-senke).  

Seite 95: „Daher empfiehlt die 

ZKL: … die rechtlich verbindliche 

Verankerung einer ausgeglichenen 

Humusbilanz in der guten fachli-

chen Praxis.“ 

Eine ausgeglichene Humusbilanz war seit 2005 Gegenstand der 

Cross-Compliance-Regelungen der GAP und wurde wieder aus 

den CC-Regelungen entfernt. 

Seite 99: „… die Entwicklung 

von Verfahren zur Totalaufberei-

tung von Gülle und Gärresten.“ 

 

Mit dieser Empfehlung soll in Regionen mit extrem hohem 

Tierbesatz Abhilfe für die Verwertung der organischen Dünger 

geschaffen werden. Der finanzielle und energetische Aufwand 

steht in keinem akzeptablen Verhältnis zur rein agronomischen 

Verwertung (www.agrarfakten.de/guelle).  

Seite 106: „… die Entwicklung 

und Zulassung von biologischen 

oder naturstoffbasierten Pflanzen-

schutzmitteln und von Pflanzen-

stärkungsmitteln mit nur geringer 

negativer Wirkung auf die Bio-

diversität und die Umwelt.“ 

 

Die Entwicklung des Spektrums von Pflanzenschutzmitteln in 

den letzten sechs Jahrzehnten verdeutlicht die ständigen Bemü-

hungen, die Pflanzenschutzwirkung zu erhöhen und die negati-

ven Nebenwirkungen zu minimieren  

(www.agrarfakten.de/pflanzenschutz).  

Heute zählen 97 % der Pflanzenschutzmittel nicht mehr zu den 

Giften (von Tiedemann 2021).  

Laut JKI (Vergleichsbetriebe Pflanzenschutz der Jahre 2007 bis 

2017) wurden z.B. bei Winterweizen (25.329 Schläge) und 

Winterraps (16.886 Schläge) eine mittlere Ausschöpfung der 

zugelassenen Aufwandmengen bei Herbiziden von 73 % bzw. 

von 67 %, bei Insektiziden von 95 % und bei Wachstumsreglern 

von 47 % realisiert und damit eine bedarfskonkrete Handlungs-

weise nachgewiesen. 

Ungeachtet dessen sind künftig die Digitalisierung, verbesserte 

Resistenzzüchtung (CRISPR/Cas9) und verbesserte Maschinen 

und Geräte zur mechanischen Unkrautbekämpfung zu einer 

weiteren Senkung der Intensität der Pflanzenschutzmittelan-

wendung zu erschließen.  

http://www.agrarfakten.de/humus-als-co2-senke
http://www.agrarfakten.de/guelle
http://www.agrarfakten.de/pflanzenschutz


Seite 138: „Hinsichtlich direkter 

Veränderungen im Erbgut ist eine 

differenzierte Bewertung der Me-

thoden (zur Gentechnik) auf 

Grundlage der vorgenommenen 

Veränderung und der möglichen 

Auswirkungen der eingesetzten 

Verfahren erforderlich.“ 

Der zaghafte Ansatz einer „differenzierten Bewertung“ ent-

spricht nicht dem Potenzial moderner Zuchtmethoden. Neue 

Verfahren wie z.B. CRISPR/Cas9 sollten genutzt werden, um 

wichtige Zuchtziele (Resistenzen) gegen Schaderreger, Tro-

ckenstress und Krankheiten zu erreichen  

(www.agrarfakten.de/grune-gentechnik).  

Hier müsste z.B. die zustimmende Stellungnahme von mehr als 

100 Nobelpreisträgern zur Gentechnik beachtet werden. 

Seite 140: „Den Modellergeb-

nissen zufolge würde – bei Um-

setzung der zuvor genannten 

Maßnahmen in der EU – die 

landwirtschaftliche Produktion in 

der EU um 12 % schrumpfen 

… .“ 

 

Die in Europa erzeugbare Biomasse zu verringern, kann und 

darf angesichts der Welternährungssituation und der global be-

grenzten Agrarfläche keine Zieloption einer zukunftsfähigen 

Landwirtschaft sein, zumal damit keine klimapolitischen Vor-

teile zu erwarten sind (www.agrarfakten.de/weltagrarhandel). 

Die Biomassenachfrage kann in Europa durch eine verringerte 

Verschwendung von Nahrungsmitteln reduziert werden. Aller-

dings sollte dieses Potenzial zuerst genutzt werden, um den 

Netto-Selbstversorgungsgrad wieder steigen zu lassen. 

Seite 142: „Reduzierung des 

Pflanzenschutzmitteleinsatzes 

um 50 %.“ 

 

Aus einer starken Reduzierung der Aufwandmenge ergeben 

sich verminderte Bekämpfungserfolge und langfristig verstärkte 

Resistenzprobleme, die eine verringerte Wirtschaftlichkeit und 

Ressourceneffizienz im Ackerbau zur Folge haben. Aufgrund 

stärkerer Verunkrautung und Lager treten Ernteerschwernisse 

und verringerte Mähdrescherleistung (geringere Geschwindig-

keit und kürzere tägliche Einsatzzeit) auf. Der steigende Fremd-

besatz und erhöhte Kornfeuchtigkeit verursachen zusätzliche 

Reinigungs- und Trocknungskosten. 

Im Zuckerrüben- und Gemüsebau ist die Halbierung der Herbi-

zidintensität mit einem deutlich erhöhten Handarbeitsaufwand 

verbunden. Der handarbeitslose Anbau dieser Kulturen ist dann 

grundsätzlich nicht mehr möglich, der beispielsweise im Zu-

ckerrübenbau zu einer Einsparung von ca. 100 - 200 Handar-

beitsstunden je ha geführt hat. 

Die empfohlene Halbierung des PSM-Einsatzes bewirkt mit den 

verminderten Erträgen eine schlechtere Nährstoffeffizienz und 

eine geringere CO2-Bindung. 

Die Folgenabschätzung für die 50 %ige Mittelreduzierung wird 

in keiner Weise geliefert, um diese – medial sicher gern aufge-

griffene – These zu rechtfertigen. 

Seite 145: „Ausweitung des öko-

logischen Landbaus: Die von der 

Bundesregierung angestrebte Aus-

dehnung der ökologisch bewirt-

schafteten Fläche auf 20 % der 

landwirtschaftlichen Nutzfläche 

bis 2030 wird den Mittelbedarf 

zur Finanzierung der ökolandbau-

spezifischen Umweltzahlungen er-

heblich erhöhen.“ 

Die ZKL bleibt die wissenschaftliche Nachweisführung schuldig, 

dass die Ausweitung des Öko-Landbaus aktuelle Kritikpunkte 

an der Landwirtschaft beheben würde. Weder die Ausweitung 

der Artenvielfalt im Agrarraum (siehe Noleppa 2016) oder die 

klimaentlastende Wirkung (www.agrarfakten.de/der-thg-saldo-

ist-entscheidend) noch die Qualitätsverbesserung hinsichtlich 

„gesünderer“ Nahrungsmittel werden im Bericht belegt.  

Wirtschaftlicher, klimaentlastender und sozialverträglicher ist 

eine weitere Ökologisierung der konventionellen Landwirt-

schaft. Auch diese verursacht zusätzliche, allerdings deutlich 

http://www.agrarfakten.de/grune-gentechnik
http://www.agrarfakten.de/weltagrarhandel
http://www.agrarfakten.de/der-thg-saldo-ist-entscheidend
http://www.agrarfakten.de/der-thg-saldo-ist-entscheidend


 niedrigere Kosten als die Ausweitung des Öko-Landbaus und 

vermag die bestehende Biomassenachfrage zu befriedigen. 

Seite 146: „Die Ertragsrück-

gänge führen zu teilweise sehr 

hohen Erlösverlusten. Demgegen-

über stehen die eingesparten Kos-

ten für Pflanzenschutzmittel und 

Nährstoffe sowie die Einsparun-

gen bei den Arbeitserledigungs-

kosten.“ 

 

Der Verzicht auf den chemischen Pflanzenschutz führt zu höhe-

ren und nicht zu geringeren Arbeitserledigungskosten. So ste-

hen beispielsweise im Zuckerrübenbau je ha etwa 350 € für die 

Herbizidanwendung mindestens 1000 € für die manuelle Pflege 

auf der Basis der derzeitigen Mindestlohnvergütung gegenüber.  

Es geht um einen umweltgerechten und effizienten Einsatz der 

Produktionsmittel. Auf nicht begründbare Erlösverluste aus ide-

ologischen Gründen zu verzichten, dient nicht einer zukunftsfä-

higen Landwirtschaft. 

Seite 147: „Nachhaltigkeits-, 

Biodiversitäts-, Klima- und Tier-

wohlchecks sowie Nachhaltig-

keitsbewertungssysteme sind ein 

wichtiges Instrument, um 

Schwachstellen und Entwicklungs-

potenziale in den Betrieben im 

Hinblick auf die zuvor genannten 

Themen zu identifizieren und bie-

ten damit einen Startpunkt für 

Nachhaltigkeitsberatungen. Diese 

Checks werden in der Praxis bis-

her jedoch nur in geringem Um-

fang genutzt.“ 

Diese Forderung ist uneingeschränkt zu unterstützen. Seit 25 

Jahren werden in Deutschland mit KUL und REPRO zwei sol-

che Bewertungssysteme bereitgestellt und ständig weiterentwi-

ckelt (www.agrarfakten.de/umweltvertraeglichkeit). Deren 

Praktikabilität und Justiziabilität sind vielfach bewiesen worden. 

Gefehlt hat der politische Wille, solche zielorientierten Indika-

torensysteme zu fordern und zu fördern.  

Den Landwirten werden mit diesen Systemen aus der Sicht der 

Umweltverträglichkeit Ziele für den Nährstoffhaushalt, den Bo-

denschutz, die Arten- und Landschaftsvielfalt, den Pflanzen-

schutz, den Energie- und Treibhausgashaushalt vorgegeben 

(Breitschuh u. Geithner 2021). Die Landwirte suchen und fin-

den die standortspezifisch optimalen Wege, um diese Zielvor-

gaben einzuhalten. 

Seite 147: „Nach den Empfeh-

lungen des Kompetenznetzwerks 

Nutztierhaltung sollten schritt-

weise alle tierhaltenden Betriebe 

in Deutschland auf ein Tierwohl-

niveau gebracht werden, das 

deutlich oberhalb des bisherigen 

gesetzlichen Standards liegt.“ 

Das KTBL hat mit Leitfäden zur Tiergerechtheit für die relevan-

ten Tierarten- und Haltungsformen Analysen- und Bewertungs-

verfahren vorgeschlagen.  

Mit KTL – einem Verfahren für Tiergerechtheit in der Milch-

viehhaltung – wurden auf dieser Grundlage seit 2014 Kuhställe 

mit insgesamt ca. 81.470 Kühen/Jahr analysiert und bewertet 

(Breitschuh et al. 2021). 

Seite 149: „Zudem ist eine 

schrittweise Umschichtung von 

Mitteln aus der 1. Säule in die 2. 

Säule der GAP geplant.“ 

 

Die Umschichtung von Säule 1 zur Säule 2 bedeutet Gewinn-

minderung um den Kürzungsbetrag und hat die oben genannten 

Auswirkungen. Diese Umschichtungsmittel als Finanzierungs-

quelle zu verwenden, ist nicht verantwortungsvoll.  

Die Reduzierung der Direktzahlungen erfordert, dass die Ag-

rarproduktpreise in gleichem Maßstab steigen müssen. Außer-

dem ist zu beachten, dass Finanzierungen der zweiten Säule 

(z.B. für umweltrelevante Maßnahmen) lediglich die Kosten de-

cken und keinen Beitrag zum Betriebsgewinn leisten. Vielmehr 

fehlen diese Flächen dann für die Marktproduktion und schmä-

lern den Betriebsgewinn. 

Seite 150: „Wenn es gelingt, 

die Nachhaltigkeit des Agrarsys-

tems und die damit verbundenen 

zusätzlichen umfangreichen 

Dieser Satz konterkariert die vorhergehende Aussage (S. 140). 

Es wird suggeriert, es würde die Bürger nichts kosten. Außer-

dem wird unterstellt, dass die derzeitige Wirtschaftsweise mit 

http://www.agrarfakten.de/umweltvertraeglichkeit


Zahlungen an die Landwirtschaft 

mit deutlichen Schritten hin zu ei-

ner gesünderen Ernährung zu ver-

binden, dann würden zwei we-

sentliche Schritte auf dem Weg 

zu einem nachhaltigeren Agrar- 

und Ernährungssystem miteinan-

der verknüpft und für die Bür-

ger:innen würde ein „fairer 

Deal“ erreicht.“  

Defiziten hinsichtlich einer gesunden Ernährung verbunden ist, 

wofür es keine wissenschaftlichen Belege gibt. 

 

Der Bericht der ZKL hat aus unserer Sicht wesentliche Problemfelder einer zukunftsfähigen Land-

wirtschaft nicht angesprochen und vor allem keine Empfehlungen für die von der Wissenschaft 

dringend zu lösenden Fragen aufgezeigt. Beispielhaft sind zu nennen: 

o Anpassung des Spektrums von Kulturarten und Sorten sowie der Anbauverfahren an verän-

derte Wetterbedingungen; 

o Praxisorientierte Forschung zum standortspezifisch optimalen Humusgehalt und zur Präzisie-

rung und Weiterentwicklung der inzwischen über 40 Jahre alten Humusbilanzierungsmethode; 

o Forschung zu Alternativen zum kritisierten chemischen Pflanzenschutz und zur Auswirkung der 

empfohlenen 50 %-igen Reduzierung des Pflanzenschutzmittel-Einsatzes; 

o Relevanz der Landbewirtschaftung auf die Insekten- und Vogelpopulation im Agrarraum in Rela-

tionen zu anderen Einflussfaktoren wie z.B. Lichtverschmutzung, Verkehr, Mobilfunkstrahlung, 

Versiegelung usw.; 

o Ursache-Wirkungs-Beziehungen bezüglich des Nitratgehaltes im Grundwasser und der Bewirt-

schaftungsintensität auf Agrarflächen; 

o Quantifizierung der Lebensmittelverschwendung und Empfehlungen zu deren Reduzierung; 

o Bedeutung einer mittelständisch strukturierten Pflanzenzüchtung hinsichtlich Sortenvielfalt und 

damit verbundenem Züchtungsfortschritt (Resistenzen, Produktqualität, Nährstoff- und Was-

sereffizienz); 

o Verstärktes staatliches Versuchs- und Untersuchungswesen als Basis für die Politik- und fachli-

che Beratung der landwirtschaftlichen Betriebe. 

Die deutsche Landwirtschaft unterliegt infolge der stetig steigenden Biomassenachfrage einer per-

manenten Transformation, um den Klimaveränderungen, den berechtigten Ansprüchen des Um-

welt- und des Naturschutzes sowie der Tiergerechtheit und des Kulturlandschaftserhalts entspre-

chen zu können. Der Bericht ist leider eine Mischung von Status-quo-Beschreibung, gut begründe-

ten Fakten, gefühlten Wahrnehmungen, Wunschvorstellungen, Visionen (auch Illusionen) und Wi-

dersprüchen. 

Im Interesse der Lesbarkeit wäre es wünschenswert gewesen, zu den einzelnen Themen  

o eine solid belegte Beschreibung des Status quo, 

o realistische Zielvorstellungen für 2050 und  

o Handlungsoptionen zur Zielerreichung darzustellen und zu erläutern. 

Die Kernaussage zu einer zukunftsfähigen (nachhaltigen) Landwirtschaft muss nach unserer Auffas-

sung lauten:  

Die deutsche Landwirtschaft im Status quo unterliegt bezüglich einer definierten 

Nachhaltigkeit einer großen Differenziertheit der Regionen und Betriebe. Agrarbe-

triebe, die heute bereits höchste Ansprüche an Effizienz, Umwelt- und Tierverträg-

lichkeit erfüllen, sind Referenzbetriebe für eine zukunftsfähige Landwirtschaft. De-

ren Wissen und Erfahrungen sind schnellstmöglich auf die gesamte Landwirtschaft 

zu übertragen. Darauf sind staatliche Förderungen zu konzentrieren und die Aus- 

und Weiterbildung der Landwirte systematisch auszurichten. 
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